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Am 29. September haben die Öster-
reicher und Österreicherinnen die 
Möglichkeit, den Nationalrat, also 
das Parlament, neu zu wählen. Die 
Paneuropabewegung Österreich 
wird als parteiunabhängige europä-
ische Organisation keine Wahlemp-
fehlung abgeben und auch keine 
spezifische Werbung für eine Partei 
machen. Das Angebot, über Insera-
te eine Botschaft an die Paneuropä-
er zu richten, wurde verschiedenen 
Parteien gemacht. Eine Partei hat 
dieses Angebot angenommen.

Wie aber schon bei früheren Wah-
len stellen wir auch diesmal Kandi-
daten vor, die Mitglieder der Paneu-
ropabewegung Österreich sind und 
für den Nationalrat kandidieren. Im 
konkreten Fall sind das Michaela 

Jana Lö�, die auf der Liste der ÖVP 
kandidiert, sowie Dominik Oberho-
fer, der sich auf der Liste der NEOS 
dem Votum der Wähler stellt.

Wir haben beiden Fragen gestellt, 
die Politikbereiche aus dem Paneu-
ropaprogramm betre�en. Aufgrund 
der gegebenen Lage spielen Außen- 
und Sicherheitspolitik eine wichtige 
Rolle bei diesen Fragen, aber auch 
die generelle Weiterentwicklung 
der Europäischen Union und die 
Positionierung Österreichs in dieser 
Weiterentwicklung werden behan-
delt.

ACHT FRAGEN AN 
ZWEI PANEUROPÄER
Frage 1: Im Osten Europas tobt ein 
Vernichtungskrieg Russlands ge-

gen die Ukraine. Die Ukraine kämpft 
dabei um Ihr Überleben, verteidigt 
aber damit gleichzeitig Europa 
gegen die imperialistischen Am-
bitionen des russischen Despoten 
Vladimir Putin. Österreich ist ein 
Land, das den Ruf hat, sehr russ-
landfreundlich zu sein. Das zeigt 
sich in den wirtschaftlichen Ak-
tivitäten österreichischer Firmen, 
die nach wie vor in Russland tätig 
sind aber beispielsweise auch in 
der Abhängigkeit von russischem 
Gas, wo es bisher keine Anzeichen 
gibt, durch einen Stopp der Gas-
lieferungen (wir bezahlen mehr für 
Gas an Russland als wir die Ukrai-
ne unterstützen) die Unterstützung 
des Krieges zu beenden. In der gel-
tenden Sicherheitsstrategie Öster-
reichs wird Russland (kurz vor Re-

Nationalratswahl 2024
Bei der Nationalratswahl am 29. September kandidieren auch zwei Mitglieder 
der Paneuropabewegung Österreich. Für zwei verschiedene Parteien. Wir 
haben ihnen einige Fragen gestellt, sie haben Antworten geliefert.

Der Sitzungssaal des Österreichischen Nationalrates. In diesem Raum werden die bei der Nationalratswahl gewählten Vertreter der 
Bürgerinnen und Bürger die Arbeit der Regierung kontrollieren.
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daktionsschluss wurde eine neue 
Sicherheitsstragegie beschlossen, 
Anmerkung) immer noch als Part-
ner bezeichnet. Wie bewerten Sie 
diese bisherige Haltung Österreichs 
und wie müsste sich ein neu ge-
wähltes Parlament und eine neu be-
stellte Regierung in Zukunft gegen-
über Russland positionieren?

Frage 2: Österreich leistet huma-
nitäre Hilfe für die Ukraine, sieht 
sich aber aufgrund der Neutralität 
nicht in der Lage auch mit militä-
rischem Gerät zu helfen. Die Neu- 
tralität gebietet Österreich, keinem 
Militärbündnis beizutreten und kei-
ne Truppen eines anderen Landes 
in Österreich zu stationieren. Ex-
perten interpretieren das als Mög-
lichkeit, zumindest in Teilbereichen 
auch militärisch verwendbare Pro-
dukte als Unterstützung an die Uk-
raine zu liefern. Ein Beispiel dafür 
sind etwa Minenräumgeräte, die für 
die Entminung in den von der Uk-
raine befreiten Gebieten eingesetzt 
werden könnten. Wie bewerten Sie 
diese Möglichkeit?

Frage 3: Würden Sie sich dafür ein-
setzen, die Unterstützung für die 
Ukraine zu verstärken, und auch in 
der politischen Kommunikation kla-
rer herauszuarbeiten, dass der Krieg 

Russlands gegen die Ukraine auch 
eine direkte Bedrohung für Europa 
und damit für Österreich darstellt? 
(Hier sei sowohl auf die Desinfor-
mationskampagnen als auch auf 
Cyberangri�e durch Russland und 
echte Attentate und Anschläge in 
EU-Ländern hingewiesen.)

2025: 30 JAHRE IN DER 
EUROPÄISCHEN UNION
Frage 4: Österreich feiert im nächs-
ten Jahr 30 Jahre Mitgliedschaft in 
der Europäischen Union. Im Artikel 
42 des EU-Vertrages ist die soge-
nannte Beistandspflicht im Falle 
eines bewa�neten Angri�es auf 
ein Mitgliedsland geregelt. Die so-
genannte irische Klausel würde es 
Österreich in einem solchen Fall er-
möglichen, von einem militärischen 
Beistand abzusehen. Dazu zwei 
Fragen:
Erstens: Können Sie sich vorstellen 
im Parlament für eine Erklärung zu 
stimmen, wonach Österreich diese 
irische Klausel nicht in Anspruch 
nehmen würde, und würden Sie 
eine solche Erklärung aktiv unter-
stützen?
Zweitens: Können Sie sich vorstel-
len, dass aus dieser Beistandspflicht 
eine echte europäische Verteidi-
gungspolitik entwickelt wird, in der 
Österreich eine aktive Rolle spielt?

Frage 5: Die Paneuropabewegung 
setzt sich für eine europäische 
Außen- und Sicherheitspolitik ein. 
Europäische Außenpolitik bedeu-
tet nicht nur die Koordinierung der 
Außenpolitik von 27 Mitgliedstaa-
ten durch den Hohen Vertreter für 
Außen- und Sicherheitspolitik, son-
dern ein EU-Außenministerium mit 
einem europäischen Außenminis-
ter an der Spitze. Der würde dann 
vom direkt gewählten Europäi-
schen Parlament kontrolliert. Das 
wäre eine Abgabe von Kompeten-
zen an die Europäische Union, wo 
diese Souveränität auch Wirkung 
entfalten könnte. Eine Forderung, 
die auch dem Subsidiaritätsprinzip 
entspricht. Würden Sie eine solche 
EU-Souveränität in der Außenpoli-
tik unterstützen und welche Schrit-
te könnten auf dem Weg dorthin 
gesetzt werden?

Frage 6: Österreich ist ein Land, das 
von der EU-Erweiterung stark pro-
fitiert hat. Die Erweiterungspolitik 
ist eines der stärksten außenpoli-
tischen Instrumente der EU. Trotz-
dem stockt es in der Erweiterungs-
politik. Wo müssten hier in Zukunft 
aus österreichischer Sicht starke 
Initiativen gesetzt werden?

Frage 7: Österreich ist ein Export-
land. Mehr als 1,2 Millionen Ar-
beitsplätze sind mit dem Export 
verbunden, nach Angaben der 
Wirtschaftskammer entsprechen 
die Exporte mehr als 50 Prozent 
der Wirtschaftsleistung. Handels- 
abkommen wirken nachweislich 
positiv auf den Export und die Han-
delsbeziehungen. Trotzdem scha�t 
es Österreich aufgrund egoistischer 
Interessengruppen nicht, dem aus-
gehandelten Vertrag mit den Mer-
cosur-Staaten zuzustimmen. Sehen 
Sie eine Chance, dass es hier in ei-
nem neu gewählten Parlament zu 
einer positiven Haltung zu solchen 
Handelsvereinbarungen kommt?

Frage 8: In welchen Bereichen 
möchten Sie Ihre Schwerpunkte in 
der nächsten Legislaturperiode set-
zen?  

Das Parlamentsgebäude am Ring in Wien, 
mit einer Besuchergruppe davor.
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Antwort zu Frage 1:  Die Sicher-
heitslage in Europa hat sich seit 
dem völkerrechtswidrigen Angri�s-
krieg Russlands auf die Ukraine 
grundlegend verändert. Vor diesem 
Hintergrund war eine Neubewer-
tung und Weiterentwicklung der Si-
cherheitsstrategie notwendig. Alle 
relevanten Akteure aus dem Sicher-
heitsbereich waren in den Prozess 
eingebunden, einschließlich der im 
Nationalrat vertretenen Parteien. 
Nach intensiven Verhandlungen 
wurde die neue Österreichische Si-
cherheitsstrategie 2024 am 28. Au-
gust 2024 im Ministerrat beschlos-
sen. Die Strategie findet deutliche 
Worte zur Bedrohung durch Russ-
land, auch indem Energieexporte, 
insbesondere Gaslieferungen, ge-
zielt als Wa�e eingesetzt wurden 
und werden.

Österreich beteiligt sich vorbe-
haltlos an allen EU-Sanktionen ge-
gen Russland. Zur bundesweiten 
Koordinierung wurde ein eigener 
Mechanismus etabliert. Jeder, der 
wie ich, in der Verwaltung tätig ist, 
kennt die zahlreichen Rechtsvor-
schriften und internen Erlässe zur 
Umsetzung der Sanktionen.

Ich habe keine Zweifel daran, dass 
auch jede künftige Bundesregie-
rung mit Beteiligung der ÖVP die 
neue Sicherheitsstrategie verfolgen 
und umsetzen wird.

Antwort zu Frage 2: Es gibt zahlrei-
che Hilfspakete der Republik Öster-
reich für die Ukraine. Mehr als 200 
Millionen Euro wurden bisher auf-
gewendet, um notleidenden Ukrai-
nerinnen und Ukrainern humanitäre 
Hilfe zu leisten. Der österreichische 
Auslandkatastrophenfonds für die 
Ukraine ist ebenfalls aufgestockt 
worden.

Weil Sie die Entminung anspre-
chen, in Abstimmung mit der uk-
rainischen Zivilschutzbehörde, dem 
State Emergency Service of Ukrai-
ne soll der ITF Enhancing Human 
Security (früher: Internationaler 

Treuhandfonds zur Minenräumung 
und Unterstützung von Minenop-
fern) Minensuchgeräte für humani-
täre Minenräumung in der Ukraine 
zur Verfügung stellen. Als Juristin, 
ist mir die Komplexität des rechtli-
chen Rahmens beginnend mit dem 
Neutralitätsgesetz bis zum Kriegs-
materialrecht sehr bewusst.

Antwort zu Frage 3: Ich denke, dass 
es eine klare Kommunikation sei-
tens der Regierungsmitglieder gibt. 
Selbstverständlich bedroht der rus-
sische Angri�skrieg auch Europa, 
in vielfältigster Weise. Die neue Si-
cherheitsstrategie 2024 analysiert 

die Bedrohung für Europa und 
Österreich eingehend und findet 
ganz deutliche Worte für die Be-
drohungen, die von Russland aus-
gehen. Als Beispiele seien die hyb-
ride Kriegsführung genannt, mit der 
eine Destabilisierung der EU ver-
sucht wird oder implizite nukleare 
Drohungen. Die Absichtserklärung 
Österreichs zur Teilnahme an „Sky 
Shield“, dem Raketenschutzschirm, 
ist für mich ein weiteres Beispiel, 
dass die Bedrohung nicht nur klar 
kommuniziert wird, sondern auch 
darauf innerhalb unseres rechtli-
chen Rahmens reagiert wird. Auch 
im Bereich der digitalen Welt ist 

Michaela Jana Lö�, ÖVP

Michaela Jana Lö�, geboren 1975, hat tschechisch-österreichische Wurzeln und wuchs 
zweisprachig in Wien auf. Die Politikerin, Juristin, Autorin und Mutter zweier erwachse-
ner Söhne startete 1999 ihre berufliche Laufbahn als Universitätsassistentin für Straf-
recht, leitete ein INTERREG-Projekt zur Vorbereitung des EU-Beitritts der Tschechischen 
Republik und arbeitet seit 2007 im Bundesministerium für Inneres, wo sie aktuell im 
Bereich Digitalisierung und Cybersicherheit tätig ist. 2020 kandidierte sie erstmals für 
den Wiener Gemeinderat. Seither ist sie in der Bezirksvertretung tätig. Im September 
2023 wurde sie zur Bezirksvorsteher-Stellvertreterin der Donaustadt gewählt.
Ehrenamtlich engagiert sich Lö� als Vizepräsidentin der Europäischen Akademie Wien 
und Senatorin der Österreichischen Kulturvereinigung. Ihr Engagement für die Aufar-
beitung der NS-Zeit wurde 2021 mit dem großen Ehrenzeichen für Verdienste um die 
Republik Österreich gewürdigt.
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Cybersicherheit das Um und Auf – 
auch auf europäischer Ebene. Netz- 
informationssicherheit und Schutz 
kritischer Infrastruktur ist zu einer 
zentralen europäischen und natio-
nalen Aufgabe geworden.

Die Gefahr des „Cyber-Krieges“ und 
hybrider Kriegsführung ist keine 
Utopie, sowohl das Innenministeri-
um als auch die Landesverteidigung 
haben mit entsprechenden Struk-
turen als auch Personal Vorsorge 
getro�en. Im „Inneren Kreis der 
Operativen Koordinierungsstruktur“ 
(IKDOK) sind die Cyberspezialisten 
aus allen sicherheitsrelevanten Mi-
nisterien vertreten, um sich über ak-
tuelle Bedrohungen auszutauschen. 
Auch hier sehe ich kein Ende der 
Entwicklung. Die Politik wird in Zu-
kunft durch die rasante technische 
Entwicklung gefordert sein, rasch 
und mutig zu handeln, wenn es um 
die Sicherheit Österreichs geht. Ich 
denke da auch an die aktuelle politi-
sche Debatte um die Überwachung 
von Messenger-Diensten. Die ÖVP 
setzt sich klar für eine Befugniser-
weiterung der In- und Auslands-
nachrichtendienste ein.

Antwort zu Frage 4: Österreich hat 
sich durch den Beitritt zur EU zu 
einer Gemeinsamen Außen- und Si-
cherheitspolitik bekannt. Um mögli-
che Unvereinbarkeiten der Neutra-
lität mit der GASP (Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik) bzw. 
der GSVP (Gemeinsamen Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik) zu 
vermeiden, wurde mit Art 23j B-VG 
eine eigene verfassungsrechtliche 
Grundlage gescha�en.

Antwort zu Frage 5: Ich kann mir 
– schon aus rechtlichen Gründen 
- derzeit keine Abgabe von Kom-
petenzen vorstellen, die die mili-
tärische Neutralität Österreichs in 
Frage stellen könnten. Was mich 
sehr beschäftigt, ist die Frage, wie 
in den nächsten fünf Jahren das 
derzeitig immer o�enkundigere 
Auseinanderdriften von europäi-
schen und nationalstaatlichen Inter-
essen einiger Mitgliedstaaten in den 
Gri� bekommen werden kann. Das 
sehe ich derzeit als größte Heraus-
forderung für jeden Politikbereich 
der EU.

ANFORDERUNGEN FÜR 
BEITRITT ZUR EU
Antwort zu Frage 6: Ich denke, dass 
Europaministerin Edtstadler sehr 
tre�end formuliert hat, dass „wir die 
Erweiterung der Europäischen Uni-
on vorantreiben wollen.“ Der derzei-
tige Fokus liegt auf dem Westbal-
kan, und die Herausforderungen in 
diesen Ländern sind bekannt. Für 
mich ist ganz klar, dass die feste 
Verankerung von Rechtsstaatlich-
keit und Demokratie, unabdingbare 
Elemente für einen Beitritt weiterer 
Länder sind. Da ich selbst Anfang 
der 2000er Jahre im Rahmen des  
INTERREG IIIA-Programms (Grenz- 
übergreifende Zusammenarbeit) 
ein Projekt zur Vorbereitung des 
Beitritts der Tschechischen Repu-
blik geleitet habe, bin ich mir der 
Komplexität der Anforderungen für 
einen EU-Beitritt mehr als bewusst.

Antwort zu Frage 7: Ich denke, dass 
in Österreich eine grundsätzlich po-
sitive Haltung zu der Möglichkeit 
Handelsabkommen mit Drittstaaten 
zu schließen, vorherrscht. Allerdings 
müssen Handelsabkommen auf 
gewisse Sensibilitäten besondere 
Rücksicht nehmen, damit sie auch in 
der Bevölkerung akzeptiert werden. 

Antwort zu Frage 8: Bundeskanzler 
Karl Nehammer hat in seinem Ös-
terreichplan skizziert, wie ein star-
kes und sicheres Österreich im Jahr 
2030 aussehen soll – mit besonde-
rem Fokus auf Leistung, Familie und 
Sicherheit. Darüber hinaus ist es mir 
persönliches Anliegen, in den kom-
menden Jahren so viele Menschen 

wie möglich wieder für die grund-
legenden Ideen und Werte Europas 
zu begeistern – unabhängig davon, 
ob ich ein Mandat erreiche.

In meinem ehrenamtlichen Engage-
ment bei der Europäischen Akade-
mie Wien arbeite ich intensiv daran, 
Menschen jeden Alters und aller 
Bildungsschichten die europäische 
Idee näherzubringen. Dabei geht es 
mir darum zu zeigen, dass Europa 
nicht nur in Brüssel oder Straßburg 
stattfindet, sondern direkt vor un-
serer Haustür und in unserem all-
täglichen Leben präsent ist. Beson-
ders wichtig ist es mir, Kinder und 
Jugendliche für die Werte eines 
geeinten Europas zu sensibilisieren 
und ihnen die Bedeutung demokra-
tischer Prozesse zu vermitteln. Das 
frühe Bewusstsein für den Wert der 
Demokratie und die Bereitschaft, 
an Wahlen teilzunehmen, sind aus 
meiner Sicht entscheidend.

Ich erinnere mich noch genau daran, 
wie ich 1994 zum ersten Mal wäh-
len durfte – bei der Abstimmung 
über den EU-Beitritt Österreichs. 
Damals studierte ich Rechtswissen-
schaften und belegte das Wahlfach 
EU-Recht, weil für mich undenkbar 
war, dass Österreich nicht Teil eines 
vereinten Europas ist. Meine Fami-
lie war über Jahrzehnte durch den 
Eisernen Vorhang getrennt, und 
ich erlebte auch die kommunisti-
sche Diktatur hautnah. Als auch die 
Tschechische Republik vor 20 Jah-
ren der EU beitrat, erfüllte mich das 
mit großer Freude und Zuversicht.

Heute macht es mich traurig, die 
geringe Wahlbeteiligung bei der 
letzten EU-Wahl zu sehen und die 
oft ablehnende Haltung vieler Men-
schen gegenüber der EU – sowohl 
in Österreich als auch in den Län-
dern, die einst hinter dem Eisernen 
Vorhang lagen. Ich bin überzeugt, 
dass die Stärkung der Demokratie 
und die Förderung von Herzensbil-
dung entscheidend für eine positive 
Zukunft in einem vereinten Europa 
ist. Deshalb habe ich mir für die 
kommenden Jahre vorgenommen, 
einen spürbaren Beitrag zur Be-
wusstseinsbildung für die Europäi-
sche Idee zu leisten.  
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